
 

  

S 15 R 4080/16

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Rentenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Nachversicherung nach § 8 Abs 2 S 1 Nr 3

SGB VI – rentenversicherungsrechtlicher
Begriff der mit geistlichen
Genossenschaften oder
Diakonissengemeinschaften „ähnlichen
Gemeinschaften“ – Befugnis des
Insolvenzverwalters zur Aufnahme des
durch die Eröffnung des
Insolvenzverfahrens über das Vermögen
des Insolvenzschuldners unterbrochenen
Verfahrens – Dynamisierung bereits
festgesetzter Nachversicherungsbeiträge
durch Verwaltungsakt – Festsetzung von
Säumniszuschlägen für eine mit Wirkung
für die Vergangenheit festgestellte
Beitragsforderung durch Verwaltungsakt

Leitsätze 1. Der rentenversicherungsrechtliche
Begriff der mit geistlichen
Genossenschaften oder
Diakonissengemeinschaften „ähnlichen
Gemeinschaften“ beschreibt einen Typus
und erfasst Gruppen von Personen die
durch gemeinsame Anschauungen
religiöser oder weltanschaulicher Art
untereinander verbunden sind und die zur
Verwirklichung ihrer gemeinsamen
religiösen bzw weltanschaulichen Ziele
ein Leben führen das mit demjenigen in
geistlichen Genossenschaften und
Diakonissengemeinschaften weitgehend
übereinstimmt.  

2. Ein noch nicht bestandskräftiger bei
Eröffnung des Insolvenzverfahrens aber
bereits ergangener sozialrechtlicher
Beitragsbescheid ist ein (vorläufig)
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vollstreckbarer Schuldtitel sodass der die
Beitragsforderung bestreitende
Insolvenzverwalter zur Aufnahme des
über die Beitragsforderung anhängigen
Rechtsstreits befugt ist.

Normenkette SGB IV § 24 Abs 1; SGB IV § 24 Abs 2; SGB
IV § 25 Abs 1 S 1; SGB VI § 1 S 1 Nr 4;
SGB VI § 1 S 4; SGB VI § 5 Abs 1 S 1 Nr 3;
SGB VI § 5 Abs 1 S 3; SGB VI § 8 Abs 2 S 1
Nr 3; SGB VI § 181 Abs 4; SGB VI § 181
Abs 5 S 1; SGB VI § 184 Abs 1 S 1; SGB VI 
§ 185 Abs 1 S 1; SGB VI § 233 Abs 2 S 1;
SGB X § 52 Abs 1 S 1; SGB X § 66; SGG §
86a Abs 2 Nr 1; SGG § 96 Abs 1; SGG § 99
Abs 3 Nr 3; SGG § 168 S 1; SGG § 202 S 1;
InsO § 179 Abs 2; InsO § 180 Abs 2; InsO §
182; InsO § 185; AVG § 2 Abs 1 Nr 7; RVO
§ 1227 Abs 1 S 1 Nr 5; ZPO § 240 S 1; ZPO
§ 250; CIC

1. Instanz

Aktenzeichen S 15 R 4080/16
Datum 06.04.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 8 R 1633/18
Datum 25.10.2019

3. Instanz

Datum 22.03.2021

Â 

Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Landessozialgerichts Baden-
WÃ¼rttemberg vom 25.Â Oktober 2019 wird mit folgender MaÃ�gabe
zurÃ¼ckgewiesen: Es wird festgestellt, dass der Widerspruch des KlÃ¤gers gegen
die unter der laufenden NrÂ 230 der Tabelle im Insolvenzverfahren Ã¼ber das
VermÃ¶gen des DÂ  e.Â V. angemeldete Forderung der Beklagten unbegrÃ¼ndet
ist, soweit diese Forderung nicht Ã¼ber 79Â 718,09Â Euro hinausgeht.

Der weitergehende Antrag des KlÃ¤gers wird als unzulÃ¤ssig verworfen.

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt die Kosten des Revisionsverfahrens mit Ausnahme der
auÃ�ergerichtlichen Kosten der Beigeladenen.

Der Streitwert fÃ¼r das Revisionsverfahren wird bis zum 12.Â November 2020 auf
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79Â 718,09Â Euro und ab dem 13.Â November 2020 auf 99Â 580,18Â Euro
festgesetzt.

Â 

G r Ã¼ n d e :

I

Â 

1

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Zahlung von NachversicherungsbeitrÃ¤gen fÃ¼r
die Beigeladene.

Â 

2

Der ursprÃ¼nglich klagende Insolvenzschuldner mit Sitz in S1 ist TrÃ¤gerverein der
D, einer evangelisch-pfingstlichen Freikirche. Er unterhielt im hier interessierenden
Zeitraum jedenfalls in Deutschland sog GlaubenshÃ¤user. Das damalige Ministerium
fÃ¼r Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung Baden-WÃ¼rttemberg stellte mit
Bescheid vom 10.7.1995 fÃ¼r den Zeitraum ab dem 1.1.1992 fest, dass dem
Personenkreis des Â§Â 7 der damaligen Satzung des Insolvenzschuldners nach den
Regeln der Gemeinschaft eine Anwartschaft auf die gemeinschaftsÃ¼bliche
Versorgung gewÃ¤hrleistet und die ErfÃ¼llung der GewÃ¤hrleistung gesichert sei.

Â 

3

Die Beigeladene war am 1.2.1972 mit 18Â Jahren in das Glaubenshaus des
Insolvenzschuldners in B aufgenommen worden, wo sie eine Ausbildung zur
Hauswirtschafterin absolvierte. In der Folgezeit lebte und arbeitete sie durchgehend
in verschiedenen GlaubenshÃ¤usern des Insolvenzschuldners sowie in
GlaubenshÃ¤usern anderer TrÃ¤ger im Ausland. Zuletzt war sie vom 1.12.2006 bis
zum 13.3.2013 als Hausverwalterin/Heimleiterin in einem Glaubenshaus in der
Schweiz tÃ¤tig. Dieses verlieÃ� sie unter ErklÃ¤rung ihres Austritts aus der D.

Â 

4

Jedenfalls hinsichtlich ihrer TÃ¤tigkeit in den GlaubenshÃ¤usern in Deutschland
waren fÃ¼r die Beigeladene keine RentenversicherungsbeitrÃ¤ge abgefÃ¼hrt
worden. Nachdem die Beigeladene ein KontenklÃ¤rungsverfahren angestoÃ�en
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hatte, forderte der beklagte RentenversicherungstrÃ¤ger vom Insolvenzschuldner
NachversicherungsbeitrÃ¤ge fÃ¼r die Zeit vom 1.2.1972 bis zum 30.11.2006 iHv
84Â 716,26Â Euro (Bescheid vom 12.11.2014; Widerspruchsbescheid vom
11.3.2015).

Â 

5

Der Insolvenzschuldner hat sich im dagegen angestrengten Klageverfahren ua auf
VerjÃ¤hrung berufen. Die Beklagte hat sich mit angenommenem Teil-Anerkenntnis
vom 6.4.2018 verpflichtet, unter Ã�nderung der angegriffenen Bescheide auch fÃ¼r
die frÃ¼heren Zeiten der AuslandstÃ¤tigkeit der Beigeladenen keine
NachversicherungsbeitrÃ¤ge zu erheben, wodurch sich ihre Forderung auf
79Â 718,09Â Euro reduziert hat. Die verbliebene Klage hat das SG abgewiesen 
(Urteil vom 6.4.2018). Die dagegen gerichtete Berufung des Insolvenzschuldners
hat das LSG zurÃ¼ckgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, der
Insolvenzschuldner sei aus Â§Â 233 AbsÂ 2 iVm Â§Â 8 AbsÂ 2 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI
zur Zahlung der zutreffend errechneten NachversicherungsbeitrÃ¤ge verpflichtet.
Die Beigeladene sei unversorgt aus der D ausgeschieden, fÃ¼r die sie wÃ¤hrend
der noch streitigen ZeitrÃ¤ume einen nach Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 iVm Â§Â 1
AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 4 SGBÂ VI bzw unter Geltung des zuvor geltenden Rechts
versicherungsfreien Dienst geleistet habe. Bei der D handle es sich um eine
geistliche Genossenschaft oder eine Ã¤hnliche Gemeinschaft iS von Â§Â 8 AbsÂ 2
SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI. Darunter zu verstehen sei unabhÃ¤ngig vom rechtlichen
Status der verfestigte Zusammenschluss mehrerer Personen zu einer Gemeinschaft,
der geistlich und religiÃ¶s geprÃ¤gt sei. Das treffe auf die D zu. In ihr hÃ¤tten sich
satzungsgemÃ¤Ã� glÃ¤ubige Menschen zu einer organisatorisch verfestigten
Gemeinschaft zusammengefunden, die ihrer christlichen Ã�berzeugung und inneren
Berufung folgend eine auf Dauer angelegte ordensÃ¤hnliche Glaubens- und
Lebensgemeinschaft bilden, ihre zur VerfÃ¼gung stehende Kraft aktiv fÃ¼r die
Verwirklichung des Zwecks der Insolvenzschuldner einsetzen und sogar, ohne dass
es hierauf ankomme, in den GlaubenshÃ¤usern zusammen wohnen und leben
wÃ¼rden. Die Beigeladene sei bis zum 13.3.2013 satzungsmÃ¤Ã�iges Mitglied der
D gewesen. Keine Rolle spiele insoweit, dass sie ab Dezember 2006 in einem
Glaubenshaus in der Schweiz gelebt und gearbeitet habe. Sie sei in die
Gemeinschaft in Deutschland integriert und mit dieser organisatorisch verflochten
geblieben und habe weiterhin fÃ¼r diese Dienst geleistet. Der Insolvenzschuldner
kÃ¶nne sich daher auch nicht erfolgreich auf VerjÃ¤hrung berufen. Bei Erlass des
angegriffenen Nachversicherungsbescheids sei die vierjÃ¤hrige VerjÃ¤hrungsfrist
des Â§Â 25 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ IV nicht abgelaufen gewesen. Denn die FÃ¤lligkeit
der NachversicherungsbeitrÃ¤ge knÃ¼pfe an das Ausscheiden der Beigeladenen
aus dem Dienst der D am 13.3.2013 an. Zudem greife die 30â��jÃ¤hrige
VerjÃ¤hrungsfrist des Â§Â 25 AbsÂ 1 SatzÂ 2 SGBÂ IV, weil der Insolvenzschuldner
zumindest bedingt vorsÃ¤tzlich die BeitrÃ¤ge nicht rechtzeitig abgefÃ¼hrt habe 
(Urteil vom 25.10.2019).

Â 
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6

Mit seiner Revision hat der Insolvenzschuldner als Verfahrensfehler einen VerstoÃ�
gegen die Amtsermittlungspflicht und gegen seinen Anspruch auf rechtliches
GehÃ¶r sowie eine Verletzung der Grenzen der freien BeweiswÃ¼rdigung gerÃ¼gt.
Fehlerhaft habe das LSG ein Ausscheiden der Beigeladenen aus seiner
Glaubensgemeinschaft erst fÃ¼r 2013 angenommen. Ausgehend von einem Austritt
bereits in 2006 sei VerjÃ¤hrung eingetreten, weil die 30â��jÃ¤hrige
VerjÃ¤hrungsfrist nicht zur Anwendung komme.

Â 

7

Am 1.6.2020 ist das Insolvenzverfahren Ã¼ber das VermÃ¶gen des
Insolvenzschuldners erÃ¶ffnet und der KlÃ¤ger als Insolvenzverwalter eingesetzt
worden. Die Beklagte hat eine Forderung iHv 159Â 328,29Â Euro zur
Insolvenztabelle angemeldet. Als Grund der Forderung sind hinsichtlich
91Â 268,29Â Euro der Bescheid vom 12.11.2014 und hinsichtlich 68Â 060Â Euro
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge eingetragen worden.

Â 

8

Der KlÃ¤ger hat die Forderung bestritten und am 13.11.2020 die Aufnahme des
vorliegenden Rechtsstreits erklÃ¤rt. Er rÃ¼gt in materieller Hinsicht eine Verletzung
des Â§Â 1 SatzÂ 1 NrÂ 4 SGBÂ VI. Das LSG habe die Begriffe â��geistliche
Genossenschaftenâ�� und â��Ã¤hnliche Gemeinschaftenâ�� ungenÃ¼gend
ausgelegt. Es habe nicht darauf abgestellt, ob deren AngehÃ¶rige vergÃ¼tete
Dienste fÃ¼r die weltliche Gemeinschaft leisten wÃ¼rden und ob die Mitgliedschaft
auf Lebenszeit ausgerichtet sei. Ferner rÃ¼gt der KlÃ¤ger, das LSG habe unter
VerstoÃ� gegen die Amtsermittlungspflicht einen Dienst der Beigeladenen fÃ¼r die
D â��Â statt fÃ¼r die Gemeinschaft in der Schweiz oder die internationale
GemeinschaftÂ â�� angenommen.

Â 

9

Der KlÃ¤ger beantragt,
es wird festgestellt, dass sein Widerspruch gegen die unter der laufenden NrÂ 230
der Insolvenztabelle in HÃ¶he von 159Â 328,29Â Euro angemeldete Forderung der
Beklagten erheblich ist.

Â 

10
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Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

11

Sie verteidigt das angegriffene Urteil.

Â 

12

Die Beigeladene hÃ¤lt das Berufungsurteil ebenfalls fÃ¼r zutreffend. Einen Antrag
hat sie nicht gestellt.

Â 

II

Â 

13

Die zulÃ¤ssige Revision ist unbegrÃ¼ndet (Â§Â 170 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGG).

Â 

14

A)Â Gegenstand des Revisionsverfahrens ist neben den vorinstanzlichen
Entscheidungen der Bescheid der Beklagten vom 12.11.2014 in Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 11.3.2015 in der Fassung des angenommenen Teil-
Anerkenntnisses vom 6.4.2018. Bezogen hierauf ist Ã¼ber das
Feststellungsbegehren des KlÃ¤gers zu entscheiden. Der KlÃ¤ger hat das
vorliegende Klageverfahren, das durch die ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens
Ã¼ber das VermÃ¶gen des Insolvenzschuldners unterbrochenen worden war (
Â§Â 202 SatzÂ 1 SGG iVm Â§Â 240 SatzÂ 1 ZPO), wirksam aufgenommen und
fÃ¼hrt es zutreffend als Feststellungsklage weiter. Die Aufnahme richtet sich nach
den fÃ¼r das Insolvenzverfahren geltenden Vorschriften (vgl auch insoweit Â§Â 202
SatzÂ 1 SGG iVm Â§Â 240 SatzÂ 1 ZPO). Danach ist der KlÃ¤ger vorliegend zur
Verfahrensaufnahme befugt (hierzu unterÂ I.) und hat diese auch wirksam erklÃ¤rt 
(hierzu unterÂ II.). Der KlÃ¤ger konnte das bisherige Klagebegehren
zulÃ¤ssigerweise auf ein Feststellungsbegehren umstellen (hierzu unterÂ III.).

Â 

15
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I.Â Der KlÃ¤ger ist im vorliegenden Prozess, mit dem die Insolvenzmasse in
Anspruch genommen wird (Passivprozess), zur Aufnahme des unterbrochenen
Rechtsstreits befugt. Soweit fÃ¼r eine bestrittene Insolvenzforderung bereits ein
vollstreckbarer Schuldtitel vorliegt, obliegt die Aufnahme dem Bestreitenden (
Â§Â 179 AbsÂ 2 iVm Â§Â 180 AbsÂ 2 Insolvenzordnung ). Der Bescheid der
Beklagten vom 12.11.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 11.3.2015 in
der Fassung des angenommenen Teil-Anerkenntnisses vom 6.4.2018, auf den die
Beklagte ihre vom KlÃ¤ger bestrittene InsolvenzforderungÂ ua stÃ¼tzt, stellt einen
solchen Schuldtitel dar. Jedenfalls sozialrechtliche Beitragsbescheide, die zwar noch
nicht bestandskrÃ¤ftig, bei ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens aber bereits
ergangen sind, sind (vorlÃ¤ufig) vollstreckbare Schuldtitel iS von Â§Â 179 AbsÂ 2
InsO (Gerhardt in Jaeger, Kommentar zur Insolvenzordnung, 5.Â Aufl 2010, Â§Â 179
RdNrÂ 50; sogar fÃ¼r alle vollstreckbaren Verwaltungsakte: Zenker in BeckOK InsO,
Stand: 15.10.2020, Â§Â 179 RdNrÂ 11). Sie zeichnen sich dadurch aus, dass ihre
Wirksamkeit und Durchsetzbarkeit schon vor Eintritt der Bestandskraft
grundsÃ¤tzlich nicht durch die Einlegung von Rechtsbehelfen gehemmt wird (
Â§Â 86a AbsÂ 2 NrÂ 1 SGG) und dass ihre Vollstreckung zugunsten der erlassenden
BehÃ¶rde keiner Vollstreckungsklausel bedarf, wenn diese
Verwaltungsvollstreckung nach MaÃ�gabe von Â§Â 66 SGBÂ X gewÃ¤hlt hat (vgl
etwa Eichenhofer in v.Â Koppenfels-Spies/Wenner, SGBÂ X, 3.Â Aufl 2020, Â§Â 66
RdNrÂ 5). In dieser Hinsicht sind sie mit noch nicht bestandskrÃ¤ftigen, bei
ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens aber bereits ergangenen Steuerbescheiden
vergleichbar, die nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des BFH zu den (vorlÃ¤ufig)
vollstreckbaren Schuldtiteln iS von Â§Â 179 AbsÂ 2 InsO gehÃ¶ren (vgl zur
VorgÃ¤ngerregelung in Â§Â 146 Konkursordnung BFH Urteil vom 23.2.2010
â��Â VIIÂ R 48/07Â â�� BFHE 228, 134 =Â juris RdNrÂ 12 zu Â§Â 179 AbsÂ 2 InsO
und BFH Beschluss vom 10.8.1993 â��Â VIIÂ B 46/91Â â�� BFH/NV 1994, 293
=Â juris RdNrÂ 3; zuletzt etwa BFH Beschluss vom 9.3.2016 â��Â IIIÂ B 103/15Â â��
juris RdNrÂ 11).

Â 

16

II.Â Der KlÃ¤ger hat die Aufnahme des vorliegenden Rechtsstreits durch seinen
Schriftsatz vom 12.11.2020 â��Â eingegangen beim BSG am FolgetagÂ â��
wirksam erklÃ¤rt (Â§Â 202 SatzÂ 1 SGG iVm Â§Â 250 ZPO, Â§Â 180 AbsÂ 2 InsO).
Dass der Rechtsstreit bei ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens bereits in der
Revisionsinstanz anhÃ¤ngig gewesen ist, steht dem nicht entgegen (vgl hierzu etwa
BGH Beschluss vom 29.4.2004 â��Â IXÂ ZR 265/03Â â�� juris RdNrÂ 2; BFH Urteil
vom 23.6.2015 â��Â IIIÂ R 26/12Â â�� juris RdNrÂ 16). Das Erfordernis einer
vorherigen DurchfÃ¼hrung des insolvenzrechtlichen PrÃ¼fverfahrens ist gewahrt 
(vgl hierzu etwa BGH Urteil vom 3.7.2014 â��Â IXÂ ZR 261/12Â â�� juris RdNrÂ 9Â f
mwN). Der KlÃ¤ger hat dies durch Vorlage eines beglaubigten Tabellenauszugs
nachgewiesen (vgl zu diesem Erfordernis etwa BGH Urteil vom 7.12.2017
â��Â VIIÂ ZR 101/14Â â�� BGHZ 217, 103 =Â juris RdNrÂ 21 mwN).
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III.Â Zutreffend fÃ¼hrt der KlÃ¤ger den aufgenommenen Rechtsstreit als
Feststellungsklage weiter. Darin liegt keine im Revisionsverfahren unzulÃ¤ssige (
Â§Â 168 SatzÂ 1 SGG) KlageÃ¤nderung, sondern eine gemÃ¤Ã� Â§Â 99 AbsÂ 3
NrÂ 3 SGG zulÃ¤ssige Antragsanpassung an die insoweit maÃ�gebenden
Vorschriften der InsO â��wegen einer spÃ¤ter eingetretenen VerÃ¤nderungâ��
â��Â der ErÃ¶ffnung des InsolvenzverfahrensÂ â�� ohne Ã�nderung des
Klagegrundes (vgl fÃ¼r das zivilrechtliche Verfahren etwa BGH Beschluss vom
31.10.2012 â��Â IIIÂ ZR 204/12Â â�� BGHZ 195, 233, juris RdNrÂ 22 mwN).

Â 
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B)Â Der Senat kann Ã¼ber das Feststellungsbegehren allerdings nur entscheiden,
soweit die von der Beklagten geltend gemachte Insolvenzforderung nicht Ã¼ber
den Betrag von 79Â 718,09Â Euro hinausgeht. Der darÃ¼berhinausgehende Antrag
des KlÃ¤gers ist unzulÃ¤ssig; insoweit bleibt die Beurteilung der BegrÃ¼ndetheit
seines Widerspruchs einem selbststÃ¤ndigen insolvenzrechtlichen
Feststellungsverfahren vorbehalten. Die Aufnahme eines bereits anhÃ¤ngigen
Rechtsstreits zur Feststellung einer Insolvenzforderung setzt nach Â§Â 180 AbsÂ 2
InsO voraus, dass â��die(selbe) Forderungâ�� den Gegenstand des
Insolvenzfeststellungsverfahrens wie des aufzunehmenden Rechtsstreits bildet (vgl
zur VorgÃ¤ngerregelung in Â§Â 146 AbsÂ 3 KO BGH Urteil vom 23.6.1988
â��Â IXÂ ZR 172/87Â â�� BGHZ 105, 34 =Â juris RdNrÂ 14; vgl auch Graf-Schlicker
in Graf-Schlicker, InsO, 5.Â Aufl 2020, Â§Â 180 RdNrÂ 9; Gerhardt in Jaeger,
Kommentar zur Insolvenzordnung, 5.Â Aufl 2010, Â§Â 179 RdNrÂ 64). Die von der
Beklagten zur Insolvenztabelle angemeldete Forderung deckt sich aber, soweit sie
mit einer weiteren Dynamisierung der NachversicherungsbeitrÃ¤ge (hierzu
unterÂ I.) und aufgelaufenen SÃ¤umniszuschlÃ¤gen (hierzu unterÂ II.) begrÃ¼ndet
wird, nicht mit der Nachversicherungsforderung iHv zuletzt 79Â 718,09Â Euro, auf
die sich der im vorliegenden Klageverfahren streitgegenstÃ¤ndliche Bescheid
bezieht.

Â 

19

1.Â Soweit die Beklagte eine Ã¼ber 79Â 718,09Â Euro hinausgehende
Hauptforderung zur Tabelle angemeldet hat, stÃ¼tzt sie sich offensichtlich auf eine
interne Neuberechnung der NachversicherungsbeitrÃ¤ge bezogen auf eine
Begleichung im Jahr 2020. Insoweit Ã¼bersteigt die bestrittene Insolvenzforderung
dem Betrag nach die Forderung aus dem vorliegend streitgegenstÃ¤ndlichen
Nachversicherungsbescheid. Zwar unterliegen die von der Beklagten im Bescheid
vom 12.11.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 11.3.2015 in der
Fassung des angenommenen Teil-Anerkenntnisses vom 6.4.2018 festgesetzten
NachversicherungsbeitrÃ¤ge der weiteren Anpassung gemÃ¤Ã� Â§Â 181 AbsÂ 4
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SGBÂ VI (vgl zum Sinn und Zweck dieser sog Dynamisierung EntwurfsbegrÃ¼ndung
zum Rentenreformgesetz 1992 BTâ��Drucks 11/4124 SÂ 187 zu Â§Â 176 AbsÂ 4
SGBÂ VIâ��E). Der Insolvenzschuldner wurde auch von der Beklagten im Bescheid
vom 12.11.2014 darauf hingewiesen, dass die festgesetzten
NachversicherungsbeitrÃ¤ge bezogen auf eine Zahlung im Jahr 2014 berechnet
wurden. Als bloÃ�e Berechnungsregelung bewirkt die Regelung in Â§Â 181 AbsÂ 4
SGBÂ VI jedoch keine Ã�nderung eines bereits erlassenen Beitragsbescheids kraft
Gesetzes. HierfÃ¼r bedarf es vielmehr einer Neufestsetzung der BeitrÃ¤ge durch
Verwaltungsakt, der unter den Voraussetzungen des Â§Â 96 AbsÂ 1 SGG
Gegenstand eines anhÃ¤ngigen Klageverfahrens werden wÃ¼rde. Ausgehend von
den fÃ¼r den Senat bindenden Feststellungen des LSG (Â§Â 163 SGG) hat die
Beklagte einen solchen Ã�nderungsbescheid nicht erlassen.

Â 
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2.Â Soweit die bestrittene Insolvenzforderung mit aufgelaufenen
SÃ¤umniszuschlÃ¤gen begrÃ¼ndet wird, deckt sie sich schon dem Grunde nach
nicht mit dem Gegenstand des vorliegenden Klageverfahrens. Der diesen bildende
Nachversicherungsbescheid der Beklagten enthÃ¤lt keinen Verwaltungsakt zur
Festsetzung oder Geltendmachung von SÃ¤umniszuschlÃ¤gen, die Beklagte behielt
sich dies darin lediglich vor. Eine Geltendmachung durch Verwaltungsakt war
vorliegend auch nicht entbehrlich. SÃ¤umniszuschlÃ¤ge fÃ¼r eine
Beitragsforderung, die wie in NachversicherungsfÃ¤llen (durch Bescheid) mit
Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit festgestellt wird (Â§Â 24 AbsÂ 1 iVm AbsÂ 2
SGBÂ IV), bedÃ¼rfen der Festsetzung durch einen Verwaltungsakt (vgl BSG Urteil
vom 29.11.2007 â��Â BÂ 13Â R 48/06Â RÂ â�� BSGEÂ 99, 227 =Â SozR 4â��2600
Â§Â 186 NrÂ 1, RdNrÂ 14). Nur dies trÃ¤gt der Gesamtregelung in Â§Â 24 AbsÂ 2
SGBÂ IV Rechnung. Danach sind zur Vermeidung unbilliger HÃ¤rten
SÃ¤umniszuschlÃ¤ge dann nicht zu erheben, wenn eine Beitragsforderung (durch
Bescheid) mit Wirkung fÃ¼r die Vergangenheit festgestellt wird und der
Beitragsschuldner glaubhaft macht, dass er unverschuldet keine Kenntnis von der
Zahlungspflicht hatte (vgl hierzu BSG Urteil vom 12.2.2004 â��Â BÂ 13Â RJ
28/03Â RÂ â�� BSGEÂ 92, 150 =Â SozR 4â��2400 Â§Â 24 NrÂ 2 RdNrÂ 24 â��Â juris
RdNrÂ 32). Dies bedarf einer behÃ¶rdlichen Beurteilung und Regelung im Einzelfall.
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C)Â Soweit im vorliegenden Klageverfahren Ã¼ber das Feststellungsbegehren zu
entscheiden ist, bleibt die Revision erfolglos. Der Widerspruch des KlÃ¤gers gegen
die von der Beklagten geltend gemachte Insolvenzforderung ist jedenfalls
unbegrÃ¼ndet, soweit diese nicht Ã¼ber den Betrag von 79Â 718,09Â Euro
hinausgeht. Wie das LSG zutreffend entschieden hat, ist der Bescheid vom
12.11.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 11.3.2015 in der Fassung
des angenommenen Teil-Anerkenntnisses vom 6.4.2018, in dem die Beklagte eine
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Forderung in dieser HÃ¶he festsetzte, rechtmÃ¤Ã�ig. Er findet seine
Rechtsgrundlage in Â§Â 181 AbsÂ 5 SatzÂ 1, Â§Â 185 AbsÂ 1 SatzÂ 1 iVm Â§Â 8
AbsÂ 2 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI, fÃ¼r NachversicherungszeitrÃ¤ume vor dem
1.1.1992 zudem iVm Â§Â 233 AbsÂ 2 SatzÂ 1 SGBÂ VI. Danach werdenÂ ua die
BeitrÃ¤ge zur Nachversicherung von Personen, die wegen des Wegfalls ihres
Versorgungsanspruchs gegen eine Ã¤hnliche Gemeinschaft iS des Â§Â 5 AbsÂ 1
SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI nach Â§Â 8 AbsÂ 2 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI nachzuversichern
sind, von der betroffenen Gemeinschaft getragen und unmittelbar an den
RentenversicherungstrÃ¤ger gezahlt. FÃ¼r die Beigeladene ist die
Nachversicherung nach Â§Â 8 AbsÂ 2 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI durchzufÃ¼hren 
(hierzu unterÂ I.). Dem von der Beklagten angenommenen
Nachversicherungszeitraum begegnen keine Bedenken. Dies gilt auch fÃ¼r die
HÃ¶he der im Bescheid vom 12.11.2014 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
11.3.2015 in der Fassung des angenommenen Teil-Anerkenntnisses vom 6.4.2018
festgesetzten NachversicherungsbeitrÃ¤ge (hierzu unterÂ II.). Die
Nachversicherungsforderung der Beklagten ist auch nicht verjÃ¤hrt (hierzu
unterÂ III.).
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I.Â Die Beigeladene ist nachzuversichern. Das beurteilt sich fÃ¼r den gesamten
Nachversicherungszeitraum nach Â§Â 8 AbsÂ 2 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI (hierzu
unterÂ 1.), dessen Voraussetzungen in Bezug auf die Beigeladene erfÃ¼llt sind 
(hierzu unterÂ 2.).

Â 

Â 
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1.Â FÃ¼r die Nachversicherung der Beigeladenen ist auch hinsichtlich des vor dem
1.1.1992 liegenden Nachversicherungszeitraums Â§Â 8 AbsÂ 2 SatzÂ 1 NrÂ 3
SGBÂ VI (idF des Gesetzes zur Ã�berarbeitung des Lebenspartnerschaftsrechts vom
15.12.2004 â��Â BGBlÂ I 3396) maÃ�geblich. Das ergibt sich aus Â§Â 233 AbsÂ 2
SatzÂ 1 SGBÂ VI (idF der Neubekanntmachung vom 19.2.2002 â��Â BGBlÂ I 754).
Nach dieser Ã�bergangsvorschrift werdenÂ ua Personen, die nach dem 31.12.1991
aus einer BeschÃ¤ftigung ausgeschieden sind, in der sie nach Â§Â 5 AbsÂ 1 SGBÂ VI
versicherungsfrei waren, nach den vom 1.1.1992 an geltenden Vorschriften des
SGBÂ VI nachversichert; das gilt auch fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume zuvor, in denen sie nach
dem sinngemÃ¤Ã� entsprechenden Recht versicherungsfrei waren. Die
Beigeladene, fÃ¼r die nur ein Ausscheiden nach dem 31.12.1991 in Betracht
kommt, war ausgehend von den fÃ¼r den Senat bindenden Feststellungen des LSG
sowohl nach Â§Â 5 AbsÂ 1 SGBÂ VI (hierzu unterÂ a) als auch nach dem vor dem
1.1.1992 anwendbaren Recht (hierzu unterÂ b) versicherungsfrei.
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a)Â Die Beigeladene war unter Geltung des Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI (im
Nachversicherungszeitraum anzuwenden in der Ursprungsfassung vom 18.12.1989
â��Â BGBlÂ I 2261Â â��, der demgegenÃ¼ber unverÃ¤nderten Fassung der
Neubekanntmachung vom 19.2.2002 â��Â BGBlÂ I 754Â â�� sowie der bezÃ¼glich
der vorliegend in Betracht kommenden Tatbestandsalternative weiterhin
unverÃ¤nderten Fassung des Zweiten Gesetzes zur Ã�nderung des Vierten Buches
Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 21.12.2008 â��Â BGBlÂ I 2933Â â��)
versicherungsfrei. Nach dieser Vorschrift sind ua satzungsmÃ¤Ã�ige Mitglieder
geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und AngehÃ¶rige Ã¤hnlicher
Gemeinschaften, wenn ihnen nach den Regeln der Gemeinschaft eine Anwartschaft
auf die in der Gemeinschaft Ã¼bliche Versorgung bei verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit und im Alter gewÃ¤hrleistet und die ErfÃ¼llung der
GewÃ¤hrleistung gesichert ist, in dieser BeschÃ¤ftigung versicherungsfrei. Dabei
gilt nach dem Rechtsgedanken des Â§Â 1 SatzÂ 1 NrÂ 4 SGBÂ VI der Dienst fÃ¼r die
Gemeinschaft als BeschÃ¤ftigung im Sinne des Rechts der Rentenversicherung.
Nach Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 3 SGBÂ VI entscheidet die oberste VerwaltungsbehÃ¶rde
des Landes, in dem die betroffene Genossenschaft oder Gemeinschaft ihren Sitz
hat, Ã¼ber das Vorliegen der Voraussetzungen fÃ¼r die Versicherungsfreiheit ihrer
satzungsmÃ¤Ã�igen Mitglieder bzw AngehÃ¶rigen. Ausgehend von den fÃ¼r den
Senat bindenden Feststellungen des LSG ist die Beigeladene im
Nachversicherungszeitraum als AngehÃ¶rige einer Ã¤hnlichen Gemeinschaft iS des 
Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI anzusehen (hierzu unterÂ aa), der eine
gesicherte Anwartschaft auf die in der Gemeinschaft Ã¼bliche Versorgung
gewÃ¤hrleistet war (hierzu unterÂ bb).
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aa)Â Jedenfalls im Nachversicherungszeitraum wurde von den Personen, die nicht
nur vorÃ¼bergehend in den GlaubenshÃ¤usern des Insolvenzschuldners lebten,
eine Ã¤hnliche Gemeinschaft iS des Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI (zum
Begriff unterÂ ) gebildet (hierzu unterÂ ), der die Beigeladene ab dem 1.2.1972
angehÃ¶rte (hierzu unterÂ ).
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(1)Â Der Begriff der â��Ã¤hnlichen Gemeinschaftenâ�� iS des Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1
NrÂ 3 SGBÂ VI beschreibt einen Typus, der inhaltlich durch die Ã�hnlichkeit zu den
in der Norm zunÃ¤chst genannten geistlichen Genossenschaften und
Diakonissengemeinschaften bestimmt wird (vgl zur Rechtsfigur des Typus im
Sozialrecht zuletzt BSG Urteil vom 19.9.2019 â��Â BÂ 12Â R 25/18Â RÂ â�� BSGE
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129, 95 =Â SozR 4â��2400 Â§Â 7 NrÂ 43, RdNrÂ 23; zur ausreichenden
Bestimmtheit des Typus â��BeschÃ¤ftigungâ�� BVerfG Beschluss vom 20.5.1996
â��Â 1Â BvR 21/96Â â�� SozR 3â��2400 Â§Â 7 NrÂ 11 SÂ 27Â f =Â juris RdNrÂ 7).
Es ist dabei nicht erforderlich, dass stets sÃ¤mtliche als idealtypisch erkannten
Merkmale vorliegen, diese kÃ¶nnen vielmehr in unterschiedlichem MaÃ�e und
verschiedener IntensitÃ¤t gegeben sein; je fÃ¼r sich genommen haben sie nur die
Bedeutung von Anzeichen oder Indizien. Entscheidend ist jeweils ihre Verbindung,
die IntensitÃ¤t und die HÃ¤ufigkeit ihres Auftretens im konkreten Einzelfall.
MaÃ�geblich ist das Gesamtbild (zum Ganzen BVerfG Beschluss vom 20.5.1996
â��Â 1Â BvR 21/96Â â�� SozR 3â��2400 Â§Â 7 NrÂ 11 SÂ 27Â f =Â juris RdNrÂ 7).
Die typusbildenden Merkmale sind vorliegend der Verfasstheit der geistlichen
Genossenschaften und Diakonissengemeinschaften zu entnehmen, die innerhalb
des Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI den â��Normalfallâ�� bilden (hierzu
unterÂ ). Damit erfasst der Typus Gruppen von Personen, die durch gemeinsame
Anschauungen religiÃ¶ser oder weltanschaulicher Art (hierzu unterÂ )
untereinander verbunden sind und die zur Verwirklichung ihrer gemeinsamen
religiÃ¶sen bzw weltanschaulichen Ziele ein Leben fÃ¼hren, das mit demjenigen in
geistlichen Genossenschaften und Diakonissengemeinschaften (hierzu unterÂ )
weitgehend Ã¼bereinstimmt. Ob eine solche weitgehende Ã�bereinstimmung
besteht, ist Tatfrage und beurteilt sich nach dem Gesamtbild des von den
AngehÃ¶rigen der betroffenen Gruppe gefÃ¼hrten Lebens. Ein starkes Indiz
hierfÃ¼r ist das FÃ¼hren eines Lebens in Gemeinschaft (hierzu unterÂ ).
Unerheblich ist hingegen, ob bei Aufnahme in die Gruppe GelÃ¼bde abgelegt
werden, ob ihre AngehÃ¶rigen zumindest auch einen Dienst â��in der Weltâ��
leisten und wie selten oder schwierig ein Austritt aus der Gruppe ist (hierzu
unterÂ ). Dies ergibt eine Auslegung des Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI
anhand des Wortlauts, der Systematik und dem Sinn und Zweck der Norm, wie er
sich den Gesetzesmaterialien und der Entstehungsgeschichte der Norm entnehmen
lÃ¤sst (zu den anerkannten Methoden der Gesetzesauslegung vgl etwa BVerfG
Urteil vom 19.3.2013 â��Â 2Â BvR 2628/10Â â�� BVerfGE 133, 168 RdNrÂ 66
mwN).
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(a)Â Der Begriff der â��Ã¤hnlichen Gemeinschaftenâ��, deren AngehÃ¶rige der
Tatbestand des Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI erfasst, wird hier nicht
eigenstÃ¤ndig definiert, ebenso wenig wie in Â§Â 1 SatzÂ 1 NrÂ 4, Â§Â 8 AbsÂ 2
SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI und Â§Â 4 AbsÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VII, in denen der Begriff
ebenfalls Verwendung findet. Die den Typus der â��Ã¤hnlichen Gemeinschaftenâ��
bestimmenden Merkmale werden vielmehr durch den Bezug auf die zuvor
genannten â��geistlichen Genossenschaftenâ�� und Gemeinschaften der
â��Diakonissenâ�� bestimmt.
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Das Adjektiv â��Ã¤hnlichâ�� verdeutlicht, dass die betreffenden Gemeinschaften
fÃ¼r die rentenversicherungsrechtliche Behandlung zwar nicht vollstÃ¤ndig, jedoch
in den maÃ�geblichen Merkmalen mit den zuvor genannten â��geistlichen
Genossenschaftenâ�� und Gemeinschaften der â��Diakonissenâ��
Ã¼bereinstimmen mÃ¼ssen. Das auf alle drei in Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3
SGBÂ VI genannten Alternativen gleichermaÃ�en bezogene Wort
â��Gemeinschaftâ�� bezeichnet ua sowohl das Zusammensein oder
Zusammenleben in gegenseitiger Verbundenheit als auch eine Gruppe von
Personen, die durch gemeinsame Anschauungen oder Ã�hnliches untereinander
verbunden sind (vgl Wissenschaftlicher Rat der Dudenredaktion, Duden â��Â Das
groÃ�e WÃ¶rterbuch der deutschen Sprache, BdÂ 4, 3.Â Aufl 1999, Stichwort
Gemeinschaft; ebenso https://www.duden.de/rechtschreibung/Gemeinschaft). 
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Auch nach seiner Entstehungsgeschichte ist der Begriff der â��Ã¤hnlichen
Gemeinschaftenâ�� stets in Bezug zu den geistlichen Genossenschaften und
Diakonissengemeinschaften gesetzt worden. Erstmals eigenstÃ¤ndig geregelt
wurde die Versicherungspflicht von ua Mitgliedern geistlicher Genossenschaften,
Diakonissen und AngehÃ¶rigen Ã¤hnlicher Gemeinschaften bei der Rentenreform
1957 (vgl hierzu ausfÃ¼hrlich BSG Urteil vom 17.12.1996 â��Â 12Â RK 2/96Â â�� 
BSGEÂ 79, 307 =Â SozR 3â��2500 Â§Â 6 NrÂ 14, juris RdNrÂ 25Â ff). Nach 
Â§Â 1227 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 5 RVO idF des ArtÂ 1 des Arbeiterrentenversicherungs-
Neuregelungsgesetzes (ArVNG) vom 23.2.1957 (BGBlÂ I 45) und Â§Â 2 AbsÂ 1 NrÂ 7
Angestelltenversicherungsgesetz (AVG) idF des ArtÂ 1 des
Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes (AnVNG) vom 23.2.1957 (BGBlÂ I
88) hing ihre Versicherungspflicht noch ua von BarbezÃ¼gen oberhalb eines
bestimmten Schwellenwerts ab. Dabei fand zum ersten Mal der Begriff
â��Ã¤hnliche Gemeinschaftenâ�� Verwendung, der auf eine Beschlussempfehlung
des Ausschusses fÃ¼r Sozialpolitik zurÃ¼ckging, ohne dort allerdings weiter
erlÃ¤utert zu werden. In den GesetzentwÃ¼rfen, die in das ArVNG und AnVNG
mÃ¼ndeten, wurde noch auf â��Mitglieder geistlicher (â�¦) Genossenschaften,
Diakonissen (â�¦) und Ã¤hnliche Personenâ�� abgestellt â��Â wie bis heute in 
Â§Â 27 AbsÂ 1 NrÂ 4 SGBÂ III und Â§Â 6 AbsÂ 1 NrÂ 7 SGBÂ VÂ â�� und deren
Versicherungsfreiheit vorgesehen â��Â (vgl Â§Â 1229 AbsÂ 1 NrÂ 7 RVO-E in
BTâ��Drucks 02/2437 SÂ 8 sowie Â§Â 2 AbsÂ 1 NrÂ 3 AVGâ��E in BTâ��Drucks
02/2314 SÂ 7). DemgegenÃ¼ber empfahl der Ausschuss fÃ¼r Sozialpolitik die dann
in Â§Â 1227 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 5 RVO und Â§Â 2 AbsÂ 1 NrÂ 7 AVG aufgenommene
Regelung zur Versicherungspflicht fÃ¼r â��Mitglieder geistlicher Genossenschaften,
Diakonissen (â�¦) und AngehÃ¶rige Ã¤hnlicher Gemeinschaftenâ�� (BTâ��Drucks
02/3080 SÂ 6 undÂ 7).
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In systematischer Hinsicht ergibt sich zudem die Notwendigkeit, den Begriff der
â��Ã¤hnlichen Gemeinschaftenâ�� in Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI in
Ã�bereinstimmung mit Â§Â 1 SatzÂ 1 NrÂ 4 und Â§Â 8 AbsÂ 2 SatzÂ 1 SGBÂ VI
auszulegen. Die Vorschriften ergÃ¤nzen einander. WÃ¤hrend Â§Â 1 SatzÂ 1 NrÂ 4
SGBÂ VI die grundsÃ¤tzliche Versicherungspflicht von Mitgliedern geistlicher
Genossenschaften, Diakonissen und AngehÃ¶rigen Ã¤hnlicher Gemeinschaften
bestimmt, regelt Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI, unter welchen
Voraussetzungen dieser grundsÃ¤tzlich versicherungspflichtige Personenkreis bei
Bestehen eines autonomen Versorgungssystems der betroffenen Gemeinschaft
versicherungsfrei ist. Etwas anderes gilt nur fÃ¼r die vorliegend nicht betroffenen
nicht-satzungsmÃ¤Ã�igen Mitglieder geistlicher Genossenschaften wie
insbesondere Postulanten und Novizen, fÃ¼r die Versicherungspflicht in der
gesetzlichen Rentenversicherung besteht (vgl BSG Urteil vom 17.12.1996
â��Â 12Â RK 2/96Â â�� BSGEÂ 79, 307 =Â SozR 3â��2500 Â§Â 6 NrÂ 14 â��Â juris
RdNrÂ 21Â ff). Â§Â 8 AbsÂ 2 SatzÂ 1 SGBÂ VI regelt die Nachversicherung der nach 
Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI versicherungsfreien Personen.

Â 

31

(b)Â Nach dem Sinn und Zweck der betroffenen Regelungen erfasst der Typus der
â��Ã¤hnlichen Gemeinschaftenâ�� in Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI â��Â wie
in Â§Â 1 SatzÂ 1 NrÂ 4 und Â§Â 8 AbsÂ 2 SatzÂ 1 SGBÂ VIÂ â�� nur Gruppen von
Personen, die durch gemeinsame Anschauungen religiÃ¶ser oder weltanschaulicher
Art untereinander verbunden sind. Mit Blick auf diesen Personenkreis sind die hier
interessierenden gesetzlichen Regelungen geschaffen worden. Zur BegrÃ¼ndung
der erstmals in Â§Â 1227 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 5 RVO idF des ArVNG und Â§Â 2
AbsÂ 1 NrÂ 7 AVG idF AnVNG geregelten Versicherungspflicht vonÂ ua Mitgliedern
geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und AngehÃ¶rigen Ã¤hnlicher
Gemeinschaften, auf die der â��Â regelhaft Versicherungspflicht
begrÃ¼ndendeÂ â�� Arbeitnehmerbegriff nicht anzuwenden sei, wurde auf deren
SchutzbedÃ¼rftigkeit verwiesen (zu BTâ��Drucks 02/3080 SÂ 3). Gleichzeitig war
das historisch gewachsene Eigenrecht der betroffenen Genossenschaften und
Gemeinschaften zu berÃ¼cksichtigen. In ihrer heutigen Ausgestaltung tragen die
Regelungen einerseits dem in ArtÂ 140 GG iVm ArtÂ 137 AbsÂ 3 SatzÂ 1 Weimarer
Reichsverfassung verbÃ¼rgten Selbstverwaltungsrecht der Religionsgesellschaften
und der ihnen gleichgestellten weltanschaulichen Vereinigungen Rechnung. Dieses
Selbstverwaltungsrecht umfasst Regelungen zur Versorgung der eigenen
BeschÃ¤ftigten. Andererseits stellen die Regelungen sicher, dass der
Rentenversicherungsschutz als Konkretisierung des Sozialstaatsprinzips nur
zurÃ¼cktritt, wenn die Selbstregelung einen Mindeststandard sozialer Sicherung
rechtlich und tatsÃ¤chlich gewÃ¤hrleistet (eingehend Fichte in Hauck, SGBÂ VI,
Stand: Lfg 3/09, Juni 2009, KÂ Â§Â 5 RdNrÂ 65 mwN; Listl in Handbuch des
Staatskirchenrechts der Bundesrepublik Deutschland, 2.Â Aufl 1994, Â§Â 30
SÂ 859Â f; vgl zur GewÃ¤hrleistung einer lebenslangen Versorgung als
Voraussetzung der Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Unfallversicherung BSG
Urteil vom 11.6.1990 â��Â 2Â RU 51/89Â â�� BSGEÂ 67, 73 =Â SozR 3â��2200
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Â§Â 541 NrÂ 1, juris RdNrÂ 20Â f).

Â 

32

(c)Â Zur Erfassung der typusbildenden Merkmale kann auf das Ordensrecht,
insbesondere dasjenige der katholischen Kirche, und auf die Erscheinungsformen
der mit den evangelischen Kirchen verbundenen Diakonissengemeinschaften
zurÃ¼ckgegriffen werden. Obgleich der Begriff der â��Ã¤hnlichen
Gemeinschaftenâ�� neutral formuliert und staatskirchenrechtlich auf alle
Religionsgesellschaften und die ihnen gleichgestellten weltanschaulichen
Vereinigungen anwendbar ist, bezieht er sich typusbildend auf geistliche
Genossenschaften, deren Ausgestaltung vor allem durch das Ordensrecht der
katholischen Kirche geformt ist, sowie auf die durch das evangelische
SelbstverstÃ¤ndnis geprÃ¤gten Gemeinschaften der Diakonissen.

Â 

33

Das Ã¼ber Jahrhunderte ausgebildete Ordensrecht der katholischen Kirche ist
insbesondere im Codex Iuris Canonici (CIC) kodifiziert. Der Begriff â��geistliche
Genossenschaftâ�� wird im CIC/1917 sowohl als Sammelbegriff fÃ¼r
Gemeinschaften verwendet, in denen entweder die feierlichen (Orden) oder die
einfachen GelÃ¼bde (Kongregation) abgelegt werden, als auch fÃ¼r die in
cÂ 673Â ff CIC/1917 geregelten Gesellschaften des gemeinschaftlichen Lebens ohne
GelÃ¼bde (vgl Hallermann/Meckel/Droege/de Wall , Lexikon fÃ¼r Kirchen- und
Religionsrecht, BdÂ 2, â��GenossenschaftÂ â��Â Katholischâ��, SÂ 223Â f;
Henseler in MÃ¼nsterischer Kommentar zum Codex Iuris Canonici, BdÂ 2, Stand:
Mai 1998, Terminologische Ã�bersicht vor 573,Â 1). Im aktuellen CIC/1983 findet
der Begriff allerdings keine Verwendung mehr. Orden und Kongregationen werden
nunmehr unter den Begriff â��Religioseninstituteâ�� gefasst. Die Gesellschaften
des gemeinschaftlichen Lebens ohne GelÃ¼bde finden sich jetzt unter dem Begriff
â��Gesellschaften des apostolischen Lebensâ��. Umgangssprachlich werden
sÃ¤mtliche dieser Gemeinschaften ungeachtet der kirchenrechtlichen
Differenzierung zumeist als Orden bezeichnet.

Â 

34

Der ursprÃ¼nglich Frauen vorbehaltene Beruf der Diakonisse ist im
19.Â Jahrhundert entstanden und jedenfalls traditionell mit dem Eintritt in eine
Schwesternschaft verbunden. Da die evangelischen Kirchen kein Ordensrecht
kennen (vgl HÃ¼bner ua , Evangelisches Soziallexikon, 9.Â Aufl 2016, Eintrag
â��KommunitÃ¤ten/Orden/Bruder- und Schwesternschaftenâ��), ergeben sich die
dabei geltenden Bestimmungen aus dem Eigenrecht der jeweiligen
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Schwesternschaft, das Ã¼blicherweise die Form von Satzungen oder Ordnungen
aufweist (vgl zu AnsÃ¤tzen einheitlicher Rahmenbedingungen fÃ¼r das Diakonat
HÃ¼bner ua , Evangelisches Soziallexikon, 9.Â Aufl 2016, Eintrag
â��Diakon/Diakonisse/Diakoninâ��).

Â 

35

(d)Â Ob eine Gruppe von Personen, die durch gemeinsame Anschauungen
religiÃ¶ser oder weltanschaulicher Art untereinander verbunden sind, zur
Verwirklichung ihrer gemeinsamen religiÃ¶sen bzw weltanschaulichen Ziele ein
Leben fÃ¼hren, das mit demjenigen in geistlichen Genossenschaften und
Diakonissengemeinschaften weitgehend Ã¼bereinstimmt, ist Tatfrage und nach
dem Gesamtbild des in der betroffenen Gruppe gefÃ¼hrten Lebens zu entscheiden.
Ein starkes Indiz hierfÃ¼r ist das FÃ¼hren eines Lebens in Gemeinschaft, denn
sowohl die geistlichen Genossenschaften entsprechend der frÃ¼heren Bezeichnung
im katholischen Ordensrecht als auch die Diakonissengemeinschaften, von denen
der Typus der â��Ã¤hnlichen Gemeinschaftenâ�� ausgeht, zeichnen sich in aller
Regel durch ein Leben in Gemeinschaft aus. Obgleich einige (katholische)
OrdensverbÃ¤nde nach ihrem Eigenrecht Personen in die Gemeinschaft aufnehmen,
die auÃ�erhalb einer Ordensniederlassung leben (zB Oblaten), ist unter Geltung des
CIC/1983 sowohl fÃ¼r die â��Religioseninstituteâ�� als auch fÃ¼r die
â��Gesellschaften des apostolischen Lebensâ�� weiterhin das gemeinsame Leben
im Sinne eines brÃ¼derlichen bzw schwesterlichen Lebens in Gemeinschaft
konstituierend (vgl cÂ 607 Â§Â 2 und cÂ 731 Â§Â 1 CIC/1983). Dieses dient nach
ordensrechtlichem VerstÃ¤ndnis der gegenseitigen Hilfe und der ErfÃ¼llung der
persÃ¶nlichen Berufung (cÂ 602 SatzÂ 1 und cÂ 732 HalbsatzÂ 2 iVm cÂ 602
SatzÂ 1 CIC/1983; vgl dazu, dass der Verweis auf cÂ 602 auch fÃ¼r Gesellschaften
des apostolischen Lebens nach cÂ 732 HalbsatzÂ 1 CIC/1983 gilt, die sich nicht auf
die apostolischen RÃ¤te â��Â Ehelosigkeit, Armut und GehorsamÂ â�� verpflichtet
haben, Aymans/MÃ¶rsdorf, Kanonisches Recht, BdÂ II, 13.Â Aufl 1997, Â§Â 92
SÂ 571Â f; Henseler in MÃ¼nsterischer Kommentar zum Codex Iuris Canonici,
BdÂ 2, Stand: Mai 1998, 602,Â 1). In vergleichbarer Weise stellen die
Diakonissengemeinschaften â��Â zumindest traditionellÂ â�� in
DiakonissenhÃ¤usern und DiakonissenmutterhÃ¤usern zusammengefasste
Glaubens-, Lebens- und Dienstgemeinschaften dar (vgl Fichte in Hauck, SGBÂ VI,
Stand: LfgÂ 4/08, Mai 2008, KÂ Â§Â 5 RdNrÂ 68 mwN), auch wenn sie sich seit Ende
der 1960er Jahre fÃ¼r weitere Personengruppen geÃ¶ffnet haben (vgl HÃ¼bner ua ,
Evangelisches Soziallexikon, 9.Â Aufl 2016, Eintrag
â��Diakon/Diakonisse/Diakoninâ��) und von ihren AngehÃ¶rigen inzwischen nicht
mehr in jedem Fall ein Leben innerhalb der Gemeinschaft verlangen.

Â 

36

Ein solches Leben in Gemeinschaft ist gekennzeichnet durch eine weitgehende
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Verflechtung von persÃ¶nlichem Leben, einzeln oder gemeinsam durchgefÃ¼hrten
religiÃ¶sen oder weltanschaulichen Praktiken der jeweiligen Gemeinschaft und den
ggf innerhalb oder auÃ�erhalb der Gemeinschaft erbrachten Diensten. Es beinhaltet
eine Form von rÃ¤umlichem Zusammenleben, die sich durchaus â��Â wie in einer
KlosteranlageÂ â�� auf ein auch grÃ¶Ã�eres Areal mit (privaten) Wohn- und
Gemeinschaftsbereichen oder sogar â��Â wie bei einem Orden mit verschiedenen
NiederlassungenÂ â�� auf mehrere solcher Areale beziehen kann.

Â 

37

(e)Â Das Ablegen von GelÃ¼bden oder gar von solchen in einer bestimmten
feierlichen Form ist hingegen im hier interessierenden rentenrechtlichen
Zusammenhang weder fÃ¼r die geistlichen Genossenschaft noch die
Diakonissengemeinschaften prÃ¤gend. Bei den â��Gesellschaften des
apostolischen Lebensâ�� als Gesellschaften des Lebens in Gemeinschaft ohne
GelÃ¼bde ist ein solches schon definitionsgemÃ¤Ã� nicht vorgesehen. Nach dem
evangelischen SelbstverstÃ¤ndnis haben GelÃ¼bde ohnehin den Charakter
freiwilliger Verpflichtungen (vgl HÃ¼bner ua , Evangelisches Soziallexikon, 9.Â Aufl
2016, Eintrag â��KommunitÃ¤ten/Orden/Bruder- und Schwesternschaftenâ��). Mit
Blick auf den Schutzzweck der rentenrechtlichen Regelungen kommt es entgegen
der Auffassung des KlÃ¤gers auch nicht darauf an, ob die AngehÃ¶rigen der
betroffenen Gruppe â��in der Weltâ�� Dienst leisten. Ausgehend von der
Grundregelung in Â§Â 1 SatzÂ 1 NrÂ 4 iVm SatzÂ 4 SGBÂ VI gelten die Regelungen
zur Versicherungspflicht, Versicherungsfreiheit und Nachversicherung von
(satzungsmÃ¤Ã�igen) Mitgliedern geistlicher Genossenschaften, Diakonissen und
AngehÃ¶rigen Ã¤hnlicher Gemeinschaften gerade fÃ¼r Personen, die
ausschlieÃ�lich Dienst fÃ¼r die Gemeinschaft leisten bzw geleistet haben (vgl zur
Versicherungspflicht der Mitglieder kontemplativer Orden BSG Urteil vom
17.12.1996 â��Â 12Â RK 2/96Â â�� BSGEÂ 79, 307 =Â SozR 3â��2500 Â§Â 6
NrÂ 14, juris RdNrÂ 24). Ebenso wenig ist maÃ�geblich, wie selten oder schwierig
ein Austritt ist.

Â 

38

(2)Â Die Feststellungen des LSG tragen seine im Ergebnis zutreffende Annahme, die
AngehÃ¶rigen der D, die nicht nur vorÃ¼bergehend in den vom Insolvenzschuldner
unterhaltenen GlaubenshÃ¤usern leben, jedenfalls im Nachversicherungszeitraum
als eine Ã¤hnliche Gemeinschaft iS des Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI
anzusehen.

Â 

39
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Als Freikirche ist die D ein Zusammenschluss von Personen mit gemeinsamer
religiÃ¶ser Anschauung. Dass ihre AngehÃ¶rigen, die nicht nur vorÃ¼bergehend
â��Â etwa als GÃ¤steÂ â�� in den GlaubenshÃ¤usern des Insolvenzschuldners
leben, dort zur Verwirklichung der gemeinsamen religiÃ¶sen Ziele ein Leben in
Gemeinschaft fÃ¼hren sollten, liegt schon deswegen nahe, weil der
Insolvenzschuldner selbst diese Form des Zusammenlebens als â��ordensÃ¤hnliche
Glaubensgemeinschaftâ�� (Â§Â 2 AbsÂ 3 NrÂ 2 BuchstÂ a SatzÂ 1 undÂ 2 der
Satzung idF vom 13.6.2011) bzw als â��Orden der geistlichen Genossenschaft
â��S2â�²â�� (Â§Â 7 ArtÂ 1 Satzung idF vom 3.7.1970; 27.6.1986; 9.6.1995;
10.6.1999) bezeichnet. Nach den Feststellungen des LSG leben in den vom
Insolvenzschuldner unterhaltenen GlaubenshÃ¤usern auch tatsÃ¤chlich
AngehÃ¶rige der D, die â��Â entsprechend dem Zweck der GlaubenshÃ¤user und
der darin lebenden Gemeinschaft, wie er sich zuletzt aus Â§Â 2 AbsÂ 3 NrÂ 2
BuchstÂ a SatzÂ 1 der Satzung idF vom 13.6.2011 ergibtÂ â�� ihrer christlichen
Ã�berzeugung und inneren Berufung folgen und ihre zur VerfÃ¼gung stehende
Kraft aktiv fÃ¼r die Verwirklichung des Zwecks der Freikirche einsetzen. Wie das
LSG beispielhaft fÃ¼r die Beigeladene festgestellt hat, kommt es dabei zu einer
sogar vollstÃ¤ndigen Verflechtung von Arbeitsleben, persÃ¶nlicher Lebens- und
Glaubensgemeinschaft.

Â 

40

(3)Â Die Feststellungen des LSG tragen auch seine weitere Annahme, dass die
Beigeladene der Ã¤hnlichen Gemeinschaft angehÃ¶rte, die jedenfalls im
Nachversicherungszeitraum in den vom Insolvenzschuldner unterhaltenen
GlaubenshÃ¤usern bestand. Sie lebte zumindest in den vorliegend streitigen
ZeitrÃ¤umen in GlaubenshÃ¤usern der Gemeinschaft. Dabei nahm sie am dortigen
gemeinschaftlichen Leben teil und bildete es mit, denn nach den Feststellungen des
LSG hatte sie sich dauerhaft in den Dienst der D gestellt und widmete dieser ihre
gesamte Arbeits-, Lebens- und Glaubenskraft, was von der Gemeinschaft auch
angenommen wurde. Der Insolvenzschuldner regelte in seiner Satzung idF vom
13.6.2011 zudem selbst, dass Personen, die â��Â wie nach den Feststellungen des
LSG die BeigeladeneÂ â�� ihrer christlichen Ã�berzeugung und inneren Berufung
folgen und in einer auf Dauer angelegten ordensÃ¤hnlichen Glaubens- und
Lebensgemeinschaft in einem Glaubenshaus leben, satzungsmÃ¤Ã�ige Mitglieder
der â��KommunitÃ¤t der S3â�� werden (Â§Â 2 AbsÂ 3 NrÂ 2 BuchstÂ a SatzÂ 1
undÂ 2 der Satzung idF vom 13.6.2011).

Â 

41

An diese Feststellungen ist der Senat nach Â§Â 163 SGG gebunden, weil die
dagegen erstmals vom KlÃ¤ger nach Ablauf der am 20.1.2020 endenden
RevisionsbegrÃ¼ndungfrist vorgebrachte VerfahrensrÃ¼ge unbeachtlich ist (vgl zur
Unbeachtlichkeit von RevisionsrÃ¼gen, die erst nach Ablauf der Frist des Â§Â 164
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AbsÂ 2 SatzÂ 1 SGG vorgebracht werden, BSG Urteil vom 24.10.1996 â��Â 4Â RA
27/95Â â�� juris RdNrÂ 24; lediglich bezogen auf weitere VerfahrensrÃ¼gen BSG
Beschluss vom 13.6.2018 â��Â GSÂ 1/17Â â�� BSGE 127, 133 =Â SozR 4â��1500
Â§Â 164 NrÂ 9, RdNrÂ 38; wohl bezogen auf jegliches Vorbringen BSG Beschluss
vom 27.2.2008 â��Â BÂ 12Â P 1/07Â RÂ â�� juris RdNrÂ 15). Im Ã�brigen ist sie
auch deshalb unzulÃ¤ssig, weil der KlÃ¤ger entgegen Â§Â 164 AbsÂ 2 SatzÂ 3 SGG
keine Tatsachen bezeichnet hat, die den behaupteten VerstoÃ� gegen die
Amtsermittlungspflicht (Â§Â 103 SGG) ergeben wÃ¼rden. HierfÃ¼r muss ein
RevisionsfÃ¼hrer die Tatsachen bezeichnen, aus denen sich ergibt, dass sich das
Berufungsgericht von seinem sachlich-rechtlichen Standpunkt aus zu weiteren
Ermittlungen hÃ¤tte gedrÃ¤ngt fÃ¼hlen mÃ¼ssen. Hierzu gehÃ¶rt auch die
Benennung konkreter Beweismittel, deren Erhebung sich dem Berufungsgericht
habe aufdrÃ¤ngen mÃ¼ssen, die Darlegung, zu welchem Ergebnis die fÃ¼r
erforderlich gehaltenen (weiteren) Ermittlungen nach Auffassung des
RevisionsfÃ¼hrers gefÃ¼hrt hÃ¤tten, und die Darlegung, dass ohne den geltend
gemachten Verfahrensfehler eine andere Entscheidung mÃ¶glich gewesen wÃ¤re 
(vgl BSG Urteil vom 14.3.2018 â��Â BÂ 12Â KR 13/17Â RÂ â�� BSGE 125, 183
=Â SozR 4â��2400 Â§Â 7 NrÂ 35, RdNrÂ 12 mwN; BSG Urteil vom 16.7.2019
â��Â BÂ 12Â KR 6/18Â RÂ â�� BSGE 128, 277 =Â SozR 4â��2400 Â§Â 7a NrÂ 12,
RdNrÂ 17). Diesen Anforderungen genÃ¼gt der KlÃ¤ger mit dem pauschalen
Vorbringen, die Beigeladene habe allenfalls Dienst fÃ¼r die Gemeinschaft in der
Schweiz oder die internationale Gemeinschaft geleistet, nicht.

Â 
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bb)Â Ausgehend von den insoweit nicht angegriffenen Feststellungen des LSG war
der Beigeladenen nach dem Eigenrecht des Insolvenzschuldners eine Anwartschaft
auf eine in der Gemeinschaft Ã¼bliche Versorgung bei verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit und im Alter gewÃ¤hrleistet, deren ErfÃ¼llung gesichert war. Ihr
Dienst wurde fÃ¼r die Zeit ab 1.1.1992 â��Â davor bestand schon keine
grundsÃ¤tzliche Versicherungspflicht (sÂ unter b)Â â�� von der generellen
GewÃ¤hrleistungsentscheidung des Ministeriums fÃ¼r Arbeit, Gesundheit und
Sozialordnung Baden-WÃ¼rttemberg im Bescheid vom 10.7.1995 erfasst; dieses
war hierfÃ¼r gemÃ¤Ã� der Regelung im heutigen Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 3 SGBÂ VI
zustÃ¤ndig. Die positive Entscheidung bezog sich auf alle AngehÃ¶rigen der
Gemeinschaft innerhalb der D, die der Insolvenzschuldner zuletzt als
â��ordensÃ¤hnliche Glaubensgemeinschaftâ�� (Â§Â 2 AbsÂ 3 NrÂ 2 BuchstÂ a
SatzÂ 1 undÂ 2 der Satzung idF vom 13.6.2011) bezeichnete; sie ist grundsÃ¤tzlich
bindend fÃ¼r die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit (vgl zu dieser
Tatbestandswirkung BSG Urteil vom 11.6.1986 â��Â 1Â RA 51/84Â â�� SozR 2200
Â§Â 1403 NrÂ 6, juris RdNrÂ 26 mwN; BSG Urteil vom 5.11.1980 â��Â 11Â RA
118/79Â â�� BSGEÂ 50, 289 =Â SozR 2200 Â§Â 1232 NrÂ 9, juris RdNrÂ 20).

Â 

43
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b)Â FÃ¼r die demnach unter Geltung des Â§Â 5 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 3 SGBÂ VI
versicherungsfreie Beigeladene bestand auch vor dem 1.1.1992 keine
Versicherungspflicht. Nach Â§Â 1227 AbsÂ 1 SatzÂ 1 NrÂ 5 RVO idF des ArtÂ 1
ArVNG und Â§Â 2 AbsÂ 1 NrÂ 7 AVG idF des ArtÂ 1 AnVNG, die bei ihrem Eintritt in
die Gemeinschaft am 1.2.1972 galten, waren AngehÃ¶rige Ã¤hnlicher
Gemeinschaften wie erwÃ¤hnt nur versicherungspflichtig, wenn sie ua BarbezÃ¼ge
oberhalb eines bestimmen Schwellenwerts erhielten. Dieses Erfordernis bestand
auch nach der zum 1.1.1973 bewirkten Ã�nderung des Â§Â 1227 AbsÂ 1 SatzÂ 1
NrÂ 5 RVO und des Â§Â 2 AbsÂ 1 NrÂ 7 AVG durch ArtÂ 1 Â§Â 1 NrÂ 2 BuchstÂ a
bzw ArtÂ 1 Â§Â 2 NrÂ 2 BuchstÂ a des Rentenreformgesetzes (RRG) vom
16.10.1972 (BGBlÂ I 1965), wenngleich mit verÃ¤ndertem Schwellenwert.
Ausgehend von den Feststellungen des LSG erhielt die Beigeladene zu keinem
Zeitpunkt BarbezÃ¼ge in der erforderlichen HÃ¶he.

Â 

44

2.Â Indem die Beigeladene aus der D austrat und nicht lÃ¤nger in einem
Glaubenshaus lebte, ist der Nachversicherungsfall eingetreten, der sich nach alldem
fÃ¼r den gesamten Nachversicherungszeitraum nach Â§Â 8 AbsÂ 2 SatzÂ 1 NrÂ 3
SGBÂ VI bestimmt. Nach dieser Vorschrift werden ua Personen nachversichert, die
als AngehÃ¶rige Ã¤hnlicher Gemeinschaften versicherungsfrei waren, wenn sie
ohne Anspruch oder Anwartschaft auf Versorgung aus der BeschÃ¤ftigung
ausgeschieden sind und GrÃ¼nde fÃ¼r einen Aufschub der Beitragszahlung nicht
gegeben sind. Die Beigeladene gehÃ¶rte im Nachversicherungszeitraum wie
ausgefÃ¼hrt einer solchen Gemeinschaft an und war in ihrem Dienst fÃ¼r diese
versicherungsfrei. Ausgehend von den fÃ¼r den Senat bindenden Feststellungen
des LSG schied die Beigeladene am 13.3.2013 (hierzu unterÂ a) unversorgt (hierzu
unterÂ b) aus der Gemeinschaft aus, ohne dass ein Aufschubtatbestand gegeben
war (hierzu unterÂ c).

Â 
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a)Â Die Feststellungen des LSG tragen seine EinschÃ¤tzung, dass die Beigeladene
erst am 13.3.2013 mit Beendigung ihrer TÃ¤tigkeit im Glaubenshaus in der Schweiz
aus der Ã¤hnlichen Gemeinschaft ausschied. FÃ¼r eine fortbestehende Anbindung
an die dem Insolvenzschuldner zugeordnete Gemeinschaft spricht vor allem der
Umstand, dass dieser der Beigeladenen weiterhin SachbezÃ¼ge fÃ¼r Wohnung,
Nebenkosten und Verpflegung gewÃ¤hrte und ihre BeitrÃ¤ge zur deutschen
gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung Ã¼bernahm. Im Ã�brigen wurde
nach den insoweit nicht mit VerfahrensrÃ¼gen angegriffenen Feststellungen des
LSG auch das Glaubenshaus in der Schweiz vom Insolvenzschuldner unterhalten.
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Der Senat ist an diese Tatsachenfeststellungen des LSG gebunden. Die dagegen
noch vom Insolvenzschuldner erhobenen VerfahrensrÃ¼gen sind unzulÃ¤ssig. Der
Insolvenzschuldner hat die die behaupteten MÃ¤ngel begrÃ¼ndenden Tatsachen
nicht anforderungsgerecht bezeichnet. Der KlÃ¤ger hat insoweit im Schriftsatz vom
12.11.2020 nichts ErgÃ¤nzendes vorgebracht, sodass der Senat dahinstehen lassen
kann, ob ein lediglich ergÃ¤nzendes Vorbringen trotz Ablauf der
RevisionsbegrÃ¼ndungsfrist zu beachten wÃ¤re. BezÃ¼glich des gerÃ¼gten
VerstoÃ�es gegen die Amtsermittlungspflicht (Â§Â 103 SGG) hat der
Insolvenzschuldner keine Tatsachen bezeichnet, die einen solchen Mangel zu
begrÃ¼nden in der Lage wÃ¤ren. Zur ordnungsgemÃ¤Ã�en Erhebung der RÃ¼ge,
das LSG habe seinen Anspruch auf rechtliches GehÃ¶r (ArtÂ 103 AbsÂ 1 GG, Â§Â 62
SGG) verletzt, hÃ¤tte der Insolvenzschuldner darlegen mÃ¼ssen, dass das LSG mit
seiner Annahme eines fortbestehenden Weisungsrechts der Gemeinschaft in
Deutschland wesentliches klÃ¤gerisches Vorbringen Ã¼berhaupt nicht zur Kenntnis
genommen oder bei seiner Entscheidung gÃ¤nzlich unberÃ¼cksichtigt gelassen
habe (vgl hierzu zB BVerfG vom 20.2.2008 â��Â 1Â BvR 2722/06Â â�� BVerfGKÂ 13,
303, 304 =Â juris RdNrÂ 9Â ff mwN; BVerfG Beschluss vom 31.3.2006 â��Â 1Â BvR
2444/04Â â�� BVerfGKÂ 7, 485, 488). Hieran fehlt es. Zur anforderungsgerechten
Erhebung der RÃ¼ge, das LSG habe die Grenzen freier BeweiswÃ¼rdigung (
Â§Â 128 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGG) verletzt, hÃ¤tte der Insolvenzschuldner dartun
mÃ¼ssen, dass das LSG einen bestehenden Erfahrungssatz nicht berÃ¼cksichtigt,
einen tatsÃ¤chlich nicht existierenden Erfahrungssatz herangezogen habe oder
dass es hinsichtlich des Austrittszeitpunkts nur eine einzige Folgerung habe ziehen
kÃ¶nnen (vgl hierzu BSG Urteil vom 14.3.2018 â��Â BÂ 12Â KR 13/17Â RÂ â�� 
BSGE 125, 183 =Â SozR 4â��2400 Â§Â 7 NrÂ 35, RdNrÂ 13 mwN; BSG Urteil vom
16.7.2019 â��Â BÂ 12Â KR 6/18Â RÂ â�� BSGEÂ 128, 277 =Â SozR 4â��2400
Â§Â 7a NrÂ 12, RdNrÂ 18). Auch das ist nicht erfolgt.
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b)Â Zutreffend hat das LSG ein unversorgtes Ausscheiden der Beigeladenen
angenommen. Es ist frei von Rechtsfehlern davon ausgegangen, dass das Angebot
des Insolvenzschuldners, die Beigeladene bei Eintritt eines Versorgungsfalls zu
versorgen, wenn sie in eines seiner GlaubenshÃ¤user zurÃ¼ckkehre, keine
aufrechterhaltene Versorgungsanwartschaft beinhalte. HierfÃ¼r hÃ¤tte die
Anwartschaft gerade fÃ¼r den Fall aufrechterhalten werden mÃ¼ssen, dass die
Beigeladene nicht lÃ¤nger in der Gemeinschaft lebt. Nach den Feststellungen des
LSG, gegen die VerfahrensrÃ¼gen insoweit nicht erhoben worden sind, verblieb der
Beigeladenen nach ihrem Austritt weder ein Anspruch noch eine Anwartschaft auf
eine Versorgung gegen den Insolvenzschuldner oder einen Dritten.
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c)Â Ausgehend von den bindenden Feststellungen des LSG kommt das Vorliegen
eines Aufschubtatbestands nach Â§Â 184 AbsÂ 2 SGBÂ VI nicht in Betracht.
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II.Â Die Nachversicherung umfasst gemÃ¤Ã� Â§Â 8 AbsÂ 2 SatzÂ 2 SGBÂ VI alle
vorliegend streitigen ZeitrÃ¤ume; in diesen war die Beigeladene versicherungsfrei.
Zudem bestehen keine Bedenken gegenÃ¼ber der HÃ¶he der festgesetzten
NachversicherungsbeitrÃ¤ge. Solche sind vom KlÃ¤ger auch nicht vorgebracht
worden.
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III.Â Zutreffend hat das LSG die Nachversicherungsforderung der Beklagten bei
Erlass des Bescheids vom 12.11.2014 als nicht verjÃ¤hrt angesehen; seitdem ist die
VerjÃ¤hrung gehemmt (Â§Â 52 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ X). Ausgehend von seinen
fÃ¼r den Senat bindenden Feststellungen war bei Erlass des
Nachversicherungsbescheids selbst die vierjÃ¤hrige VerjÃ¤hrungsfrist (Â§Â 25
AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ IV) nicht abgelaufen. Diese beginnt mit Ablauf des
Kalenderjahrs, in dem die beanspruchten BeitrÃ¤ge fÃ¤llig geworden sind.
NachversicherungsbeitrÃ¤ge werden fÃ¤llig, wenn die Voraussetzungen fÃ¼r die
Nachversicherung eingetreten sind, insbesondere keine GrÃ¼nde fÃ¼r einen
Aufschub der Beitragszahlung nach Â§Â 184 AbsÂ 2 SGBÂ VI gegeben sind (Â§Â 23
AbsÂ 4 SGBÂ IV iVm Â§Â 184 AbsÂ 1 SatzÂ 1 SGBÂ VI). Vorliegend sind die
Nachversicherungsvoraussetzungen in Ermangelung eines Aufschubtatbestands
bereits mit dem unversorgten Ausscheiden der Beigeladenen aus der Gemeinschaft
der Personen, die nicht nur vorÃ¼bergehend in den vom Insolvenzschuldner
unterhaltenen GlaubenshÃ¤usern lebten, eingetreten. Nach den bindenden
Feststellungen des LSG erfolgte dies am 13.3.2013, sodass die dadurch
entstandene Beitragsforderung der Beklagten am Folgetag fÃ¤llig wurde (vgl hierzu
BSG Urteil vom 12.2.2004 â��Â BÂ 13Â RJ 28/03Â RÂ â�� BSGEÂ 92, 150 =Â SozR
4â��2400 Â§Â 24 NrÂ 2 â��Â juris RdNrÂ 30 mwN) und die VerjÃ¤hrungsfrist erst
am 1.1.2014 zu laufen begann.
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D)Â Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â 197a AbsÂ 1 SatzÂ 1 TeilsatzÂ 3 SGG iVm
Â§Â 154 AbsÂ 2, Â§Â 162 AbsÂ 3 VwGO. Eine Erstattung auÃ�ergerichtlicher Kosten
der Beigeladenen ist nicht veranlasst, weil diese keinen Antrag gestellt hat.
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E)Â Die Festsetzung des Streitwerts beruht auf Â§Â 197a AbsÂ 1 SatzÂ 1 TeilsatzÂ 1
SGG iVm Â§Â 63 AbsÂ 2 SatzÂ 1, Â§Â 47 AbsÂ 1 SatzÂ 1, Â§Â 52 AbsÂ 1 undÂ 3
SatzÂ 1 GKG sowie Â§Â 185 SatzÂ 3 iVm Â§Â 182 InsO. Die Festsetzung erfolgt
mittels eines sog Stufenstreitwerts separat fÃ¼r die ZeitrÃ¤ume vor und nach der
Aufnahme des durch die ErÃ¶ffnung des Insolvenzverfahrens unterbrochenen
Revisionsverfahrens, weil vorliegend nicht sÃ¤mtliche erstattungsfÃ¤higen
GebÃ¼hren bereits vor der Unterbrechung entstanden sind. Jedenfalls die (fiktive)
TerminsgebÃ¼hr im Revisionsverfahren (Â§Â 3 AbsÂ 1 SatzÂ 1
RechtsanwaltsvergÃ¼tungsgesetz iVm NrÂ 3213 und dem entsprechend geltenden
SatzÂ 1 NrÂ 1 der Anmerkungen zu NrÂ 3106 VergÃ¼tungsverzeichnis zum RVG) ist
erst mit der Entscheidung entstanden (vgl VorbemerkungÂ 3 AbsÂ 3 SatzÂ 1 VV
zum RVG). FÃ¼r die Streitwertbestimmung im Zeitraum nach Aufnahme des
Rechtsstreits gilt Â§Â 182 InsO, der eine von Â§Â 40 GKG abweichende Bestimmung
enthÃ¤lt und Ã¼ber Â§Â 185 SatzÂ 3 InsO auch im Verfahren vor den
Sozialgerichten anwendbar ist (vgl fÃ¼r das finanzgerichtliche Verfahren BFH
Beschluss vom 26.9.2006 â��Â XÂ S 4/06Â â�� BFHE 214, 201Â â�� juris RdNrÂ 20).
Danach bestimmt sich der Wert des Streitgegenstands einer Klage auf Feststellung
einer bestrittenen Forderung nach dem Betrag, der bei der Verteilung der
Insolvenzmasse fÃ¼r die Forderung zu erwarten ist. Der Senat setzt hierfÃ¼r im
Wege der SchÃ¤tzung 99Â 580,18Â Euro an (vgl zu dieser SchÃ¤tzungsbefugnis
BGH Urteil vom 9.9.1999 â��Â IXÂ ZR 80/99Â â�� juris RdNrÂ 8). Bezogen auf die
von der Beklagten angemeldete Insolvenzforderung entspricht das dem Mittelwert
der bei einer Verteilung der Insolvenzmasse zu erwartenden Quote, die der KlÃ¤ger
schlÃ¼ssig mit einer Spanne von 25Â bis 100Â Prozent angegeben hat.
Â 

Erstellt am: 21.01.2022

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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